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Seit 1961 gibt es in Deutschland den 
Mutterpass. Er wurde mit dem Ziel ein
geführt, die Gesundheit der Mütter und 
deren Kinder zu schützen und die Kin
dersterblichkeit zu senken. Das Rhei

nische Ärzte
blatt berich
tete in seiner 
Ausgabe vom 
8. November 
1967 in der 
Rubrik „Ak
tu elles aus 
Bonn“ über 
eine Mittei

lung des Bundesministeriums für Ge
sundheitswesen, dass die Gesundheits
ministerkonferenz sich für „die Ausga
be eines bundeseinheitlichen Mütter
passes ausgesprochen habe“. Auch die 

Aktuelles aus Bonn

Mutterpass wird verbindlich

Bundesgesundheitsministerin, Käte 
Strobel, befürworte den Mütterpass 
„aus ärztlichen, sozialhygienischen 
und psychologischen Gründen“. Der 
Pass sollte an alle gesetzlich kranken
versicherte Schwangere ausgegeben 
werden. Die Ministerin wollte sich dar
über hinaus dafür einsetzen, den Mut
terpass auch den werdenden Müttern 
zur Verfügung zu stellen, die weder in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert seien noch im Rahmen der 
Familienhilfe betreut würden. Seit An
fang April 1968 gehörte es zur Pflicht 
der Ärztinnen und Ärzte, allen in der 
GKV versicherten Schwangeren einen 
Mutterpass auszustellen. Zwei Jahre 
zuvor wurde die Schwangerenvorsorge 
über das Mutterschutzgesetz im Sozial
gesetzbuch V festgeschrieben. bre

Statistik

Weniger  
Rheumapatienten

In NordrheinWestfalen 
sind im Jahr 2016 knapp 
30.240 Patientinnen und 
Patienten in rheumatolo
gischen Krankenhausabtei
lungen stationär behandelt 
worden. Dies waren 0,7 Pro
zent weniger als ein Jahr 
zuvor, wie das Statistische 
Landesamt IT.NRW kürzlich 
mitteilte. Die seropositive 
chronische Polyarthritis 
war mit über 4.270 Fällen 
die häufigste Diagnosestel
lung. Auch diese Zahl sank 
im Jahresvergleich leicht 
um 1,1 Prozent, fanden  
die Statistiker heraus.  
Dagegen fiel die Zahl der 
Betten in den 18 internis
tischen und acht ortho
pädischrheumatologischen 
Fachabteilungen im Land 
von 952 im Jahr 2015 um  
6,4 Prozent auf 891 Betten 
im vergangenen Jahr.  
Die Verweildauer ist mit  
8,4 Tagen gleich geblieben. 
Im Jahr 2006 lag die Ver
weildauer noch bei durch
schnittlich 11,7 Tagen.  
Damals wurden 23.574  
Pa tienten in 1.086 Betten  
in 32 Fachabteilungen  
behandelt.
 bre
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Hausärztlich tätige Ärzte ließen sich im Jahr 
2016 wieder häufiger auf dem Land nieder. 
10,3 Prozent aller hausärztlichen Existenz
gründer entschieden sich für eine Praxisgrün
dung in ländlichen Regionen. Damit stieg der 
Anteil innerhalb eines Jahres um einen 
 Prozentpunkt. Dies geht aus einer Analyse 
der Existenzgründungen von hausärztlich 
tätigen Ärzten hervor, die die Deutsche Apo
theker und Ärztebank eG (apoBank) zusam
men mit dem Zentralinstitut für die kassen
ärzt liche Versorgung (ZI) vorgelegt hat. 

Im vergangenen Jahr hat die Zahl der Exis
tenzgründungen im ländlichen Raum und in 
Kleinstädten um knapp vier Prozentpunkte 
zugenommen; in demselben Ausmaß ist der 
Anteil der Existenzgründungen in Großstädten 
gesunken. Für die Städte entscheiden sich 
 Ärzte laut Niederlassungsberater der Kassen
ärztlichen Vereinigungen und Finanzierungs
experten der Standesbank aufgrund der Infra
struktur auf dem Land und geringer Jobmög
lichkeiten für den Ehepartner. Der Hausärzte
mangel wird mit Blick auf die  Finanzierungen 
für Existenzgründungen kurzfristig nicht be
hoben werden können. In 2016 betrug der An

Existenzgründungen 2016

Jeder zehnte Hausarzt ging aufs Land

teil der Haus ärzte bei Existenzgründungen 26,4 
Prozent. Zurzeit arbeiten in Hausarztpraxen 
43,3 Prozent aller Vertragsärztinnen und ärzte. 
Zudem sind Hausärzte im Vergleich zu anderen 
Fach ärzten älter, viele von ihnen werden in 
 naher Zukunft in den Ruhestand gehen. 

Über die Hälfte (54 %) aller Existenzgrün
der hat in 2016 eine bestehende Praxis über
nommen. Eine Praxisübernahme bean
spruchte mit durchschnittlich 134.000 Euro 
den höchsten Kapitaleinsatz. Günstiger 
 waren mit 104.000 Euro die Neugründungen 
von Einzelpraxen. Diesen Schritt gingen nur 
rund fünf Prozent. Der Anteil der in Koope
rationsformen getätigten Existenzgründun
gen blieb stabil: 41 Prozent der Existenzgrün
der entschieden sich für die Selbstständigkeit 
in einer Kooperationsform. Die preisgüns
tigste Form der Existenzgründung war der 
Kauf und/oder die Überführung einer Ein
zelpraxis in eine Berufsausübungsgemein
schaft (BAG) mit 105.000 Euro Finanzierungs
volumen. Dabei beanspruchte die Über
nahme eines Praxissitzes in eine BAG mit 
129.000 Euro das geringste Volumen.  
www.apobank.de Dr. Harald Clade


